
 

 
 

 
 

 

Gräfelfing, Landkreis München 

 

 

Inhaber-Stückaktien 

WKN A2P4LJ 

ISIN DE000A2P4LJ5 

Kennung: 7cc347f022edef11b53e00505696f23c 

 

 

Einladung zur 

ordentlichen Hauptversammlung 

der PharmaSGP Holding SE, Gräfelfing, Landkreis München 

Amtsgericht München, HRB 255684 

 

 

Wir laden unsere Aktionäre zu der am 

25. Juni 2025, 10:00 Uhr, 

 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein, die 

als Präsenzversammlung in den Räumlichkeiten der PharmaSGP Holding SE, 

Lochhamer Schlag 1, 82166 Gräfelfing, stattfindet.  

 

 

Weitere Bestimmungen und Erläuterungen zur Teilnahme der Aktionäre an der 

Hauptversammlung und der Ausübung des Stimmrechts sind im Anschluss an die Tagesordnung 

abgedruckt. 
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TAGESORDNUNG 

 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten Konzernabschlusses 

der PharmaSGP Holding SE, des Berichts über die Lage der PharmaSGP Holding SE 

und des Konzerns einschließlich der Erläuterungen zu den Angaben gemäß §§ 289a, 

315a HGB sowie des Berichts des Aufsichtsrats jeweils für das Geschäftsjahr 2024 

 
Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und 

Konzernabschluss gebilligt; der Jahresabschluss ist damit festgestellt. Eine Feststellung des 

Jahresabschlusses bzw. eine Billigung des Konzernabschlusses durch die 

Hauptversammlung ist in diesem Fall durch das Gesetz nicht vorgesehen. Vielmehr sind die 

vorgenannten Unterlagen der Hauptversammlung nach der gesetzlichen Regelung (§ 176 

Abs. 1 Satz 1 AktG) lediglich zugänglich zu machen. Dementsprechend erfolgt zu 

Tagesordnungspunkt 1 keine Beschlussfassung der Hauptversammlung. 

 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2024 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

 

− Der im festgestellten Jahresabschluss der Gesellschaft ausgewiesene Bilanzgewinn 

des Geschäftsjahres 2024 in Höhe von EUR 23.285.077,11 wird wie folgt verwendet: 

 

Ausschüttung einer Dividende von 

EUR 0,51 je dividendenberechtigter 

Stückaktie 

EUR 5.871.381,12 

Vortrag auf neue Rechnung EUR 17.413.695,99 

 EUR 23.285.077,11 

 

− Der Anspruch auf die Dividende ist am Dienstag, den 1. Juli 2025, zur Zahlung fällig. 

 

*    *    * 
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Von der Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar gehaltene eigene Aktien sind gemäß 

§ 71b AktG nicht dividendenberechtigt. Der vorstehende Gewinnverwendungsvorschlag 

berücksichtigt, dass die Gesellschaft im Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der 

Hauptversammlung im Bundesanzeiger 487.488 eigene Aktien hält. Sollte sich die Zahl der 

dividendenberechtigten Aktien bis zum Zeitpunkt der Hauptversammlung verändern, wird in 

der Hauptversammlung ein entsprechend angepasster Beschlussvorschlag zur Abstimmung 

gestellt, der bei unveränderter Höhe der Dividende je dividendenberechtigter Stückaktie 

entsprechend angepasste Beträge für die Ausschüttungssumme und für den Vortrag auf 

neue Rechnung vorsieht. 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands der PharmaSGP 

Holding SE für das Geschäftsjahr 2024 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitgliedern 

des Vorstands der PharmaSGP Holding SE für ihre Tätigkeit im Geschäftsjahr 2024 jeweils 

Entlastung zu erteilen. 

 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats der 

PharmaSGP Holding SE für das Geschäftsjahr 2024 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden, 

nachfolgend genannten Mitgliedern des Aufsichtsrats der PharmaSGP Holding SE für ihre 

Tätigkeit im Geschäftsjahr 2024 jeweils Entlastung zu erteilen:  

 

4.1 Dr. Clemens Fischer 

4.2 Madlena Hohlefelder 

4.3 Dr. Axel Rebien 

 

Es ist beabsichtigt, über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats im Wege der 

Einzelentlastung abzustimmen. 

 

5. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2025 sowie des Prüfers für eine 

prüferische Durchsicht oder Prüfung unterjähriger Finanzberichte/Finanzinformationen 
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im Geschäftsjahr 2025 und im Geschäftsjahr 2026 im Zeitraum bis zur nächsten 

ordentlichen Hauptversammlung sowie Wahl des Prüfers des Nachhaltigkeitsberichts 

für das Geschäftsjahr 2025 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, wie folgt zu beschließen: 

 

5.1. Die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am 

Main, wird 

 

− zum Abschlussprüfer für die Gesellschaft und den Konzern für das Geschäftsjahr 

2025 sowie zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht oder Prüfung 

unterjähriger Finanzberichte/Finanzinformationen der Gesellschaft für das 

Geschäftsjahr 2025; und 

 

− zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht oder Prüfung unterjähriger 

Finanzberichte/Finanzinformationen der Gesellschaft für das Geschäftsjahr 2026 im 

Zeitraum bis zur nächsten ordentlichen Hauptversammlung im Jahr 2026  

 

gewählt. 

 

5.2. Die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am 

Main, wird auch zum Prüfer des Nachhaltigkeitsberichts für die Gesellschaft und den 

Konzern für das Geschäftsjahr 2025 gewählt. 

 

Die Wahl zum Prüfer des Nachhaltigkeitsberichts erfolgt vorsorglich für den Fall, dass 

der deutsche Gesetzgeber im Rahmen der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 hinsichtlich der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen eine Wahl des Prüfers des 

Nachhaltigkeitsberichts durch die Hauptversammlung vorsehen sollte. 

 

Über die vorstehenden Punkte 5.1 und 5.2 soll gesondert abgestimmt werden. 

 

*    *    * 
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Der Aufsichtsrat hat in Wahrnehmung der Aufgaben eines Prüfungsausschusses 

entsprechend Art. 16 Abs. 2 UnterAbs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 

(EU-Abschlussprüferverordnung) erklärt, dass sein Wahlvorschlag frei von ungebührlicher 

Einflussnahme durch Dritte ist und ihm keine Beschränkung im Hinblick auf die Auswahl 

eines bestimmten Abschlussprüfers oder einer bestimmten Prüfungsgesellschaft im Sinne 

des Art. 16 Abs. 6 der EU-Abschlussprüferverordnung auferlegt wurde. 

 

6. Beschlussfassung über die Bestätigung der Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

 

Gemäß § 113 Abs. 3 Sätze 1 und 2 AktG beschließt die Hauptversammlung börsennotierter 

Gesellschaften mindestens alle vier Jahre über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder. 

Dabei ist auch ein Beschluss zulässig, der die Vergütung bestätigt. 

 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist in § 14 (Vergütung) der Satzung in Verbindung 

mit einem Beschluss der Hauptversammlung vom 5. Juni 2020 geregelt. Sie wurde durch 

Beschluss der Hauptversammlung vom 24. Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 7 

unverändert bestätigt. 

 

§ 14 der Satzung der PharmaSGP Holding SE lautet wie folgt: 

 

„§ 14 

Vergütung 

 

1. Die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats wird durch die Hauptversammlung 

festgelegt. 

2. Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten ferner Ersatz ihrer Auslagen. Ihnen wird 

darüber hinaus die auf ihre Vergütung und ihre Auslagen zu entrichtende Umsatzsteuer 

erstattet. 

3. Die Gesellschaft kann zu marktüblichen und angemessenen Konditionen eine 

Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung (D&O-Versicherung) zugunsten der 

Aufsichtsratsmitglieder abschließen, welche im Rahmen der vereinbarten 

Deckungssumme auch die gesetzliche Haftpflicht aus der Aufsichtsratstätigkeit abdeckt.“ 
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Zur näheren Regelung der Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats hat die 

Hauptversammlung vom 5. Juni 2020 Folgendes beschlossen:  

 

„a. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Geschäftsjahr ihrer 

Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat eine feste Vergütung in Höhe von EUR 50.000,00. Für 

den Vorsitzenden des Aufsichtsrats beträgt die feste Vergütung nach Satz 1 

EUR 90.000,00, für den stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrats beträgt die 

feste Vergütung nach Satz 1 EUR 70.000,00.  

b. Besteht das Amt als Mitglied des Aufsichtsrats nicht während eines vollen 

Geschäftsjahres oder ist ein Geschäftsjahr kürzer als ein Kalenderjahr, wird die 

Vergütung gemäß vorstehendem lit. a zeitanteilig entsprechend der Dauer der 

Aufsichtsratszugehörigkeit gewährt. Satz 1 gilt entsprechend für die erhöhte Vergütung 

des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden, wenn das betreffende Amt 

nicht während des vollen Geschäftsjahres besteht.  

c. Die Vergütung ist jeweils vierteljährlich nach Ablauf des betreffenden Kalenderquartals 

zur Zahlung fällig.  

d. Die vorstehende Vergütung ist erstmals für das Geschäftsjahr 2020 und nur für 

Amtszeiträume ab dem 1. Juni 2020 zahlbar.  

e. Die Regelungen in § 14 Abs. 2 und 3 der Satzung bleiben unberührt.“ 

 

Diesen Regelungen liegt das folgende Vergütungssystem im Sinne von §§ 113 Abs. 3 Satz 3, 

87a Abs. 1 Satz 2 AktG zugrunde:  

 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist entsprechend der überwiegenden Marktpraxis 

bei börsennotierten Gesellschaften in Deutschland als reine Festvergütung ohne variable 

Bestandteile ausgestaltet. Vorstand und Aufsichtsrat sind der Auffassung, dass eine reine 

Festvergütung der Aufsichtsratsmitglieder am besten geeignet ist, die Unabhängigkeit des 

Aufsichtsrats zu stärken und der unabhängig vom Unternehmenserfolg zu erfüllenden 

Beratungs- und Überwachungsfunktion des Aufsichtsrats Rechnung zu tragen. Höhe und 

Ausgestaltung der Aufsichtsratsvergütung stellen sicher, dass die Gesellschaft in der Lage 

ist, qualifizierte Kandidaten für eine Mitgliedschaft im Aufsichtsrat der Gesellschaft zu 

gewinnen; hierdurch trägt die Aufsichtsratsvergütung nachhaltig zur Förderung der 

Geschäftsstrategie sowie zur langfristigen Entwicklung der Gesellschaft bei.  
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Das System für die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder wird von der Hauptversammlung 

auf Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat beschlossen. Die Vergütung der 

Aufsichtsratsmitglieder wird regelmäßig, mindestens alle vier Jahre, von Vorstand und 

Aufsichtsrat daraufhin überprüft, ob Höhe und Ausgestaltung noch marktgerecht sind und in 

einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben des Aufsichtsrats sowie der Lage der 

Gesellschaft stehen. Sie ist nach Auffassung von Vorstand und Aufsichtsrat in ihrer bisherigen 

Ausgestaltung weiterhin angemessen.  

 

Die Vergütungs- und Beschäftigungsbedingungen der Arbeitnehmer waren und sind nicht in 

die Ausgestaltung des Vergütungssystems für die Mitglieder des Aufsichtsrats einbezogen 

worden, da die Aufsichtsratsvergütung für eine Tätigkeit gewährt wird, die sich aufgrund ihrer 

Beratungs- und Überwachungsfunktion grundlegend von der Tätigkeit der Arbeitnehmer 

unterscheidet. Etwaigen Interessenkonflikten bei der Prüfung des Vergütungssystems wirkt 

die gesetzliche Kompetenzordnung entgegen, da die Entscheidungsbefugnis über die 

Aufsichtsratsvergütung der Hauptversammlung zugewiesen ist und dieser ein 

Beschlussvorschlag sowohl von Vorstand als auch Aufsichtsrat unterbreitet wird. Somit ist ein 

System der gegenseitigen Kontrolle bereits in den gesetzlichen Regelungen verankert. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die in § 14 der Satzung der Gesellschaft in 

Verbindung mit dem Beschluss der Hauptversammlung vom 5. Juni 2020 geregelte 

Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder, welcher das vorstehend dargestellte 

Vergütungssystem zugrunde liegt, unverändert zu bestätigen. 

 

Ergänzend wird mitgeteilt, dass der Vorsitzende des Aufsichtsrats, Dr. Clemens Fischer, und 

die stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats, Madlena Hohlefelder, gegenüber der 

Gesellschaft bis auf Weiteres jeweils auf eine Vergütung für ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat 

verzichtet haben, soweit sie über die Erstattung von Auslagen und Umsatzsteuer sowie 

D&O-Versicherungsschutz hinausgeht. 

 

7. Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungsberichts 

 

Gemäß § 162 AktG erstellen Vorstand und Aufsichtsrat jährlich einen Bericht über die im 

letzten Geschäftsjahr jedem einzelnen gegenwärtigen oder früheren Mitglied des Vorstands 

und des Aufsichtsrats gewährte und geschuldete Vergütung (Vergütungsbericht) und legen 
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diesen Vergütungsbericht der Hauptversammlung gemäß § 120a Abs. 4 AktG zur Billigung 

vor. 

 

Der von Vorstand und Aufsichtsrat für das Geschäftsjahr 2024 erstellte Vergütungsbericht 

wurde gemäß den Vorgaben des § 162 Abs. 3 AktG durch den Abschlussprüfer geprüft. Der 

vom Abschlussprüfer erstellte Vermerk ist dem Vergütungsbericht beigefügt.  

 

Der nach § 162 AktG erstellte und geprüfte Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024 

einschließlich des Vermerks des Abschlussprüfers ist gemäß § 124a Satz 1 Nr. 4 AktG über 

die Internetseite der Gesellschaft unter https://ir.pharmasgp.com/#Hauptversammlung 

zugänglich. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den nach § 162 AktG erstellten und geprüften 

Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024 zu billigen. 

 

8. Wahlen zum Aufsichtsrat 

 

Der Aufsichtsrat der PharmaSGP Holding SE besteht gemäß Art. 40 Abs. 2 und Abs. 3 

SE-VO, § 17 Abs. 1 SEAG in Verbindung mit § 10 Abs. 1 der Satzung der PharmaSGP 

Holding SE aus drei Mitgliedern, die von der Hauptversammlung gewählt werden. Die 

Hauptversammlung ist bei der Wahl an Wahlvorschläge nicht gebunden. 

 

Mit Beendigung der vorliegenden Hauptversammlung, die gemäß Tagesordnungspunkt 4 

über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024 beschließt, 

endet die laufende Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder Dr. Clemens Fischer, Madlena 

Hohlefelder und Dr. Axel Rebien. Es sind daher Neuwahlen für alle drei Sitze im Aufsichtsrat 

der PharmaSGP Holding SE durchzuführen. 

 

Die drei vorgenannten Mitglieder werden sich erneut zur Wahl stellen. 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, wie folgt zu beschließen: 

 

Die folgenden Personen werden in den Aufsichtsrat gewählt:  
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8.1. Dr. Clemens Fischer, Geschäftsführer der FUTRUE GmbH, Gräfelfing, 

wohnhaft in München;  

8.2. Madlena Hohlefelder, Geschäftsführerin der MVH Beteiligungs- und 

Beratungs-GmbH, Gräfelfing, wohnhaft in München; und  

8.3. Dr. Axel Rebien, Geschäftsführer der Serrala Group GmbH, Norderstedt, 

wohnhaft in Quickborn. 

 

Die Wahl erfolgt jeweils mit Wirkung ab Beendigung der vorliegenden 

Hauptversammlung und für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die 

über die Entlastung des jeweiligen Aufsichtsratsmitglieds für das vierte Geschäftsjahr 

nach Beginn der Amtszeit beschließt, wobei das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit 

beginnt, dabei nicht mitgerechnet wird, längstens jedoch für sechs Jahre. 

 

Es ist vorgesehen, die vorstehenden Wahlen im Wege der Einzelwahl durchzuführen. 

 

Herr Dr. Clemens Fischer beabsichtigt in Abstimmung mit dem Aufsichtsrat, vorbehaltlich 

seiner erneuten Wahl zum Mitglied des Aufsichtsrats durch die Hauptversammlung, auch 

erneut für das Amt des Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu kandidieren.  

 

Nach Einschätzung des Aufsichtsrats sind sämtliche zur Wahl vorgeschlagenen Personen 

unabhängig von der Gesellschaft und deren Vorstand; Herr Dr. Axel Rebien ist ferner 

unabhängig von dem kontrollierenden Aktionär, jeweils im Sinne der Empfehlungen des 

Deutschen Corporate Governance Kodex in der Fassung vom 28. April 2022.  

 

Sowohl Frau Madlena Hohlefelder als auch Herr Dr. Axel Rebien verfügen jeweils über 

Sachverstand auf dem Gebiet der Rechnungslegung und auf dem Gebiet der 

Abschlussprüfung im Sinne von § 100 Abs. 5 AktG.  

 

Mit den vorstehenden Wahlvorschlägen wird den vom Aufsichtsrat beschlossenen Zielen für 

die Zusammensetzung des Aufsichtsrats und dem angestrebten Kompetenzprofil des 

Aufsichtsrats Rechnung getragen.  
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Angaben zu den Mitgliedschaften der zur Wahl vorgeschlagenen Personen in anderen 

gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten und vergleichbaren in- und ausländischen 

Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen:  

 

Dr. Clemens Fischer 

 

keine 

 

Madlena Hohlefelder 

 

keine 

 

Dr. Axel Rebien 

 

keine 

 

Angaben zu persönlichen und geschäftlichen Beziehungen der durch den Aufsichtsrat zur 

Wahl vorgeschlagenen Personen zum Unternehmen, den Organen der Gesellschaft und 

einem wesentlich an der Gesellschaft beteiligten Aktionär, die nach Einschätzung des 

Aufsichtsrats für die Wahlentscheidung maßgeblich sind:  

 

Dr. Clemens Fischer 

 

- Dr. Clemens Fischer wurde zum 4. März 2020 in den Aufsichtsrat der PharmaSGP 

Holding SE gewählt und gehört diesem seither als dessen Vorsitzender an. 

 

- Er ist Alleingesellschafter und Geschäftsführer der FUTRUE GmbH, die wiederum 

Mehrheitsaktionärin der PharmaSGP Holding SE ist. Zwischen der FUTRUE GmbH und 

der weiteren Aktionärin MVH Beteiligungs- und Beratungs-GmbH besteht seit dem 

13. Mai 2020 ein Stimmbindungsvertrag, in dem sich beide Parteien zur einheitlichen 

Ausübung ihrer Stimmrechte an der PharmaSGP Holding SE verpflichtet haben. Die 

FUTRUE GmbH und die MVH Beteiligungs- und Beratungs-GmbH halten zusammen 

mehr als 85 % der Stimmrechte an der PharmaSGP Holding SE. 
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- Zwischen den Gesellschaften der FUTRUE Gruppe und der PharmaSGP Holding SE 

bzw. ihren Tochtergesellschaften bestehen laufende Geschäftsbeziehungen, die 

insbesondere die Erbringung von verschiedenen Dienstleistungen betreffen. Aus Sicht 

des Aufsichtsrats ergeben sich hieraus für die Tätigkeit von Herrn Dr. Clemens Fischer 

als Mitglied des Aufsichtsrats der PharmaSGP Holding SE jedoch keine maßgeblichen 

Interessenkonflikte. Weitere Einzelheiten zu den Geschäftsbeziehungen mit der 

FUTRUE Gruppe sind im Geschäftsbericht der PharmaSGP Holding SE für das 

Geschäftsjahr 2024 auf der Seite 91 offengelegt.  

 

Madlena Hohlefelder 

 

- Madlena Hohlefelder wurde zum 4. März 2020 in den Aufsichtsrat der PharmaSGP 

Holding SE gewählt und gehört diesem seither als dessen stellvertretende Vorsitzende 

an.  

 

- Sie ist Alleingesellschafterin und Geschäftsführerin der Aktionärin MVH Beteiligungs- 

und Beratungs-GmbH, die wie vorstehend beschrieben mit der FUTRUE GmbH einen 

Stimmbindungsvertrag geschlossen hat und zusammen mit dieser mehr als 85 % der 

Stimmrechte an der PharmaSGP Holding SE hält. 

 

Dr. Axel Rebien 

 

- Dr. Axel Rebien wurde zum 1. Juni 2020 in den Aufsichtsrat der PharmaSGP Holding SE 

gewählt und gehört diesem seither an. 

 

 

Lebensläufe und Übersichten über die wesentlichen Tätigkeiten der zur Wahl 

vorgeschlagenen Personen neben ihrem Aufsichtsratsmandat bei der Gesellschaft:  

 
Dr. Clemens Fischer 

 
Qualifikation / Akademischer Lebenslauf 

 
2003 – 2005  Harvard Business School Boston 

Studium der Wirtschaftswissenschaften 
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Abschluss: Master in Business Administration  
 

2001   Technische Universität München 

Promotion Dr. med. 

1995 – 2001  Technische Universität München 

Studium der Medizin 
Abschluss: Arzt 

 

Berufliche Stationen 
 

2008 – heute  FUTRUE GmbH / FUTRUE Group 

Gründer & CEO (Chief Executive Officer) 
FUTRUE ist eine international tätige Healthcare 
Unternehmensgruppe, die mit weltweit mehr als 20 Unternehmen 
(u.a. Synformulas GmbH, Vertanical GmbH,…) und mehr als 90 
Arzneimittelzulassungen, u.a. in den Bereichen intelligente 
Bakterien, innovative Schmerztherapien, chemiefreie Arzneimittel, 
medizinisches Cannabis und Orphan Diseases tätig ist. 

 
2006 – 2008  Novartis Pharmaceuticals 

Mitglied des German Executive Board und Head of Business Unit 
Cardiovascular and Metabolic 

 
2002 – 2003  Novartis Pharmaceuticals 

Senior Product Manager, Business Unit Transplantation & 
Immunology  
 

Aufsichtsratsmandate / Weitere Mandate 
 

Dr. Clemens Fischer ist seit 03/ 2020 Vorsitzender des Aufsichtsrats der PharmaSGP 

Holding SE.   

 

Dr. Clemens Fischer ist Geschäftsführer bei folgenden Unternehmen der FUTRUE Group:  

 

- FUTRUE GmbH mit Sitz in Gräfelfing, 

- 7 Aviation GmbH mit Sitz in Gräfelfing,  

- GLEX07 GmbH mit Sitz in Gräfelfing, und  

- Principle Pharma GmbH mit Sitz in Gräfelfing.  
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Madlena Hohlefelder  

 

Qualifikation / Akademischer Lebenslauf 

 
2002 – 2007  Ludwig Maximilian Universität München 

Studium der Rechtswissenschaften 
Abschluss: 1. und 2. Staatsexamen (Volljurist) 

2000 - 2003   Universität St. Gallen (HSG) 
Studium der Volkswirtschaftslehre 
Abschluss: 2. Vordiplom (Bachelor Degree) 

 

Berufliche Stationen 
 

2008 – heute  FUTRUE GmbH / FUTRUE Group 
Mitgründerin & CSO (Chief Strategy Officer) sowie CFO (Chief 
Financial Officer) der FUTRUE Group 

 
2008 – heute  MVH Beteiligungs- und Beratungs-GmbH 

Gründerin & CEO (Chief Executive Officer) 
 

2008   Boston Consulting Group 
Associate (Consumer Goods & Energy) 

 

Aufsichtsratsmandate/ Weitere Mandate 
 

Madlena Hohlefelder ist seit 03/ 2020 stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats der 

PharmaSGP Holding SE.   

 
 

Dr. Axel Rebien  

Qualifikation / Akademischer Lebenslauf 
 

2001 – 2006  Universität Chemnitz 
Promotion Politikwissenschaften 
Promotion Wirtschaftswissenschaften (Dr. rer. Pol.) 

 
1993 – 1999  Gottfried-Wilhelm-Leibniz-University, Hannover 

Studium der Wirtschaftswissenschaften 
Abschluss: MBA 

 
1991 – 1993  Bremer Landesbank / Nord LB 

Abschluss: Bankkaufmann 
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Berufliche Stationen 

 
2022 – heute  Serrala Unternehmensgruppe 

• Seit August 2023 CEO (Chief Executive Officer) 
• Januar 2022 – Juli 2023 CFO (Chief Financial Officer) 

 
2021 – 2022  Unzer GmbH (ehemals heidelpay Group GmbH; bis Juni CEO) 

Unzer ist eine schnell wachsende, innovative und modulare 
Plattform für den internationalen Zahlungsverkehr. 
 

2017 – 2021  CFO (Chief Financial Officer) heidelpay Group GmbH 
 
2016 – 2017  CFO (Chief Financial Officer) 7 Investment GmbH (heute 

FUTRUE GmbH) 
 
2005 – 2016  CFO (Chief Financial Officer) Tom Tailor Holding SE (IPO in 

2010) 
 
1999 – 2005  Project Manager Arthur Andersen / Ernst & Young 

Manager Transaction Advisory Services 
 

1991 – 1993  Bremer Landesbank / NORD LB 
 

Aufsichtsratsmandate/ Weitere Mandate 
 

Dr. Axel Rebien ist seit 06 / 2020 Mitglied des Aufsichtsrats der PharmaSGP Holding SE.  
 
 

9. Beschlussfassung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG über eine neue Ermächtigung zum 

Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien, auch unter Ausschluss des 

Bezugsrechts, sowie über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigungen gemäß 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zum Erwerb eigener Aktien bzw. zum Erwerb eigener Aktien 

unter Einsatz von Derivaten 

 
Die Hauptversammlung am 26. Juni 2024 hat die Gesellschaft mit Beschluss zu 

Tagesordnungspunkten 8 und 9 gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zum Erwerb eigener Aktien 

bzw. zum Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten ermächtigt (zusammen, die 

„Ermächtigungen 2024“). 
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Die Gesellschaft hat im September 2024 im Rahmen eines öffentlichen 

Aktienrückkaufangebots von der vorgenannten Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 

Gebrauch gemacht und eigene Aktien im Umfang von rund 4 % des Grundkapitals der 

Gesellschaft erworben. Die Ermächtigungen 2024, die am 25. Juni 2029 auslaufen würden, 

sollen vor diesem Hintergrund aufgehoben und durch neue Ermächtigungen ersetzt werden.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

 
a. Die Gesellschaft wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 

24. Juni 2030 (einschließlich) eigene Aktien der Gesellschaft in einem Umfang von 

bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Erteilung der Ermächtigung oder – falls dieser 

Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 

bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Auf die aufgrund dieser 

Ermächtigung erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, 

die sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach den §§ 71a ff. AktG 

zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des jeweils bestehenden 

Grundkapitals entfallen. 

 
b. Der Erwerb kann nach Wahl der Gesellschaft (i) über die Börse, (ii) mittels eines 

an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots und/oder (iii) mittels einer 

öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsofferten erfolgen. Hierfür gelten 

die folgenden Bestimmungen:  

 
i. Beim Erwerb über die Börse darf der von der Gesellschaft gezahlte 

Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Börsenkurs um nicht 

mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 10 % unterschreiten. 

Als maßgeblicher Börsenkurs gilt dabei der am jeweiligen Handelstag durch 

die Eröffnungsauktion ermittelte Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft im 

XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) bzw. – wenn 

keine Eröffnungsauktion stattfindet – der am jeweiligen Handelstag erste 

bezahlte Kurs der Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem 

vergleichbaren Nachfolgesystem). 

 
ii. Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot, darf der gebotene 

Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Börsenkurs um nicht 
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mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 10 % unterschreiten. 

Als maßgeblicher Börsenkurs gilt dabei das arithmetische Mittel der 

Schlusskurse (bzw. – wenn ein Schlusskurs am betreffenden Tag nicht 

festgestellt wird – des letzten bezahlten Kurses) für die Aktien der 

Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an den letzten drei Handelstagen der Frankfurter 

Wertpapierbörse vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des 

Kaufangebots. Ergeben sich nachfolgend erhebliche Abweichungen des 

maßgeblichen Kurses, so kann das Angebot angepasst werden. In diesem 

Fall wird auf den Durchschnittskurs der drei letzten Handelstage vor der 

öffentlichen Ankündigung einer etwaigen Anpassung abgestellt. Das 

Kaufangebot kann weitere Bedingungen vorsehen. Das Volumen eines 

öffentlichen Kaufangebots kann begrenzt werden. Sofern das öffentliche 

Kaufangebot überzeichnet ist, kann das Andienungsrecht der Aktionäre 

insoweit ausgeschlossen werden, als die Annahme im Verhältnis der 

jeweils angedienten Aktien erfolgt; darüber hinaus kann eine bevorrechtigte 

Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück zum Erwerb angedienter 

Aktien je Aktionär sowie – zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von 

Aktien – eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen 

werden. 

 
iii. Erfolgt der Erwerb über eine öffentliche Aufforderung zur Abgabe von 

Verkaufsofferten, darf der Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 

den Börsenkurs um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr 

als 10 % unterschreiten. Als maßgeblicher Börsenkurs gilt dabei das 

arithmetische Mittel der Schlusskurse (bzw. – wenn ein Schlusskurs am 

betreffenden Tag nicht festgestellt wird – des letzten bezahlten Kurses) für 

die Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an den letzten drei Handelstagen der Frankfurter 

Wertpapierbörse vor dem Tag der Annahme der Verkaufsofferten. Das 

Volumen der mittels der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 

Verkaufsofferten zu erwerbenden Aktien kann begrenzt werden. Sofern die 

öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsofferten überzeichnet ist, 

kann das Andienungsrecht der Aktionäre insoweit ausgeschlossen werden, 
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als die Annahme im Verhältnis der zu dem festgelegten Erwerbspreis (bzw. 

einem darunter liegenden Erwerbspreis) jeweils angebotenen Aktien erfolgt; 

darüber hinaus kann eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen 

bis zu 100 Stück zum Erwerb angedienter Aktien je Aktionär sowie – zur 

Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien – eine Rundung nach 

kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden. 

 
c. Die Ermächtigung kann zu jedem gesetzlich zulässigen Zweck, insbesondere in 

Verfolgung eines oder mehrerer der nachstehend genannten Zwecke ausgeübt 

werden. Der Erwerb zum Zweck des Handels in eigenen Aktien ist ausgeschlossen. 

Erfolgt mit Zustimmung des Aufsichtsrats eine Verwendung eigener Aktien zu 

einem oder mehreren der in nachstehend lit. d genannten Zwecke, ist das 

Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen, soweit von der Verwaltung bei der 

Entscheidung über eine solche Verwendung nichts anderes bestimmt wird. 

 
d. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

 
i. eigene Aktien gegen Barzahlung in anderer Weise als über die Börse oder 

durch ein an alle Aktionäre gerichtetes Angebot zu veräußern, sofern der 

Verkaufspreis je Aktie den Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft nicht 

wesentlich unterschreitet (§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in Verbindung mit § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG). Hierbei darf der anteilige Betrag am Grundkapital der 

Aktien, die aufgrund dieser Ermächtigung veräußert werden, insgesamt 20 % 

des Grundkapitals weder im Zeitpunkt der Erteilung noch im Zeitpunkt der 

Ausnutzung dieser Ermächtigung übersteigen. Auf diese 

Volumenbegrenzung in Höhe von 20 % des Grundkapitals sind auch 

sonstige Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die ab Wirksamwerden 

dieser Ermächtigung in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss ausgegeben oder 

veräußert werden. Ferner sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die 

zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. zur Erfüllung von 

Wandlungs- oder Optionspflichten aus Wandel- oder 

Optionsschuldverschreibungen oder aus Wandelgenussrechten 

ausgegeben werden bzw. noch ausgegeben werden können, soweit die 

Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte während der Laufzeit dieser 
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Ermächtigung aufgrund anderweitiger Ermächtigung in entsprechender 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 

Bezugsrechts ausgegeben wurden;  

 

ii. eigene Aktien in anderer Weise als über die Börse oder durch ein an alle 

Aktionäre gerichtetes Angebot zu veräußern oder in sonstiger Weise zu 

übertragen, soweit dies gegen Sachleistung erfolgt, insbesondere beim 

Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 

Unternehmen oder bei Unternehmenszusammenschlüssen sowie beim 

Erwerb von sonstigen Vermögensgegenständen einschließlich von 

Rechten und Forderungen; 

 
iii. eigene Aktien zur Bedienung von Wandlungs- und/oder Optionsrechten 

bzw. -pflichten aus Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 

und/oder aus Wandelgenussrechten zu verwenden, die von der 

Gesellschaft oder durch von ihr abhängige oder in ihrem Mehrheitsbesitz 

stehende Unternehmen ausgegeben werden; 

 
iv. eigene Aktien zu verwenden, soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. 

Gläubigern von Wandlungs- und/oder Optionsrechten aus Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Wandelgenussrechten, 

die von der Gesellschaft oder durch von ihr abhängige oder in ihrem 

Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen ausgegeben werden, bzw. den 

hieraus im Falle eines eigenen Wandlungsrechts der Gesellschaft 

Verpflichteten ein Bezugsrecht auf Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie 

es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach 

Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde; und/oder 

 
v. eigene Aktien im Rahmen von Beteiligungsprogrammen und/oder im 

Rahmen einer aktienbasierten Vergütung zu verwenden. Die Übertragung 

der Aktien oder eine Zusage bzw. Vereinbarung der Übertragung darf dabei 

nur an Personen erfolgen, die an dem Beteiligungsprogramm als Mitglied 

des Vorstands der Gesellschaft, als Mitglied der Geschäftsführung eines 

von ihr abhängigen Unternehmens oder als Mitarbeiter der Gesellschaft 

oder eines von ihr abhängigen Unternehmens teilnehmen bzw. denen die 
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aktienbasierte Vergütung als Mitglied des Vorstands der Gesellschaft, als 

Mitglied der Geschäftsführung eines von ihr abhängigen Unternehmens 

oder als Mitarbeiter der Gesellschaft oder eines von ihr abhängigen 

Unternehmens gewährt wird bzw. wurde, oder an Dritte, die diesen 

Personen das wirtschaftliche Eigentum und/oder die wirtschaftlichen 

Früchte aus den Aktien überlassen und/oder (unmittelbar oder mittelbar) im 

alleinigen Anteilsbesitz solcher Personen stehen. Eine Übertragung an die 

genannten Personen kann dabei insbesondere auch zu vergünstigten 

Preisen und/oder ohne gesondertes Entgelt erfolgen. Soweit im Rahmen 

dieser Ermächtigung Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft Aktien gewährt 

werden sollen, entscheidet hierüber entsprechend der aktienrechtlichen 

Zuständigkeitsverteilung der Aufsichtsrat der Gesellschaft. 

 
e. Der Vorstand wird ermächtigt, eigene Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss ganz oder teilweise einzuziehen. 

Die Einziehung erfolgt im Wege der Einziehung im vereinfachten Verfahren durch 

Kapitalherabsetzung oder derart, dass das Grundkapital unverändert bleibt und 

sich gemäß § 8 Abs. 3 AktG der rechnerische Anteil der übrigen Aktien am 

Grundkapital erhöht. 

 
f. Die Ermächtigung kann vollständig oder in Teilen, ein- oder mehrmalig, durch die 

Gesellschaft oder durch von ihr abhängige oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehende 

Unternehmen ausgeübt werden; ferner kann die Ermächtigung auch durch für 

Rechnung der Gesellschaft oder für Rechnung der abhängigen oder in 

Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unternehmen handelnde Dritte 

ausgeübt werden. 

 
g. Die vorstehenden Regelungen zur Verwendung eigener Aktien unter Ausschluss 

des Bezugsrechts sowie zur Einziehung eigener Aktien gelten auch für solche 

eigenen Aktien, die aufgrund vorangegangener Ermächtigungen der 

Hauptversammlung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 

erworben wurden. 

 
h. Mit Wirksamwerden dieser Ermächtigung werden die durch Beschluss der 

Hauptversammlung vom 26. Juni 2024 zu den Tagesordnungspunkten 8 und 9 
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erteilten Ermächtigungen gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zum Erwerb eigener 

Aktien bzw. zum Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten, soweit von 

ihnen bis dahin kein Gebrauch gemacht wurde, aufgehoben. Die in den genannten 

Beschlüssen der Hauptversammlung enthaltenen Ermächtigungen zur 

Verwendung eigener Aktien, die auf ihrer Grundlage oder auf Grundlage einer 

vorangegangenen Ermächtigung der Hauptversammlung zum Erwerb eigener 

Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben wurden, bleiben unberührt. 

 

10. Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zum Einsatz von Derivaten im 

Rahmen des Erwerbs eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugs- bzw. 

Andienungsrechts der Aktionäre 

 
In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 9 zu beschließenden neuen Ermächtigung zum 

Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG soll die Gesellschaft ferner erneut 

ermächtigt werden, eigene Aktien auch unter Einsatz von Derivaten zu erwerben. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

 

a. In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 9 zu beschließenden Ermächtigung 

zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG darf der Erwerb von 

eigenen Aktien der Gesellschaft gemäß der unter Tagesordnungspunkt 9 zu 

beschließenden Ermächtigung außer auf den dort beschriebenen Wegen nach 

näherer Maßgabe der folgenden Bestimmungen auch unter Einsatz von Derivaten 

durchgeführt werden. 

 

b. Die Gesellschaft wird zu diesem Zweck ermächtigt: 

- Optionen zu veräußern, die die Gesellschaft zum Erwerb von Aktien der 

Gesellschaft bei Ausübung der Option verpflichten („Put-Optionen“); 

- Optionen zu erwerben, die der Gesellschaft das Recht vermitteln, Aktien der 

Gesellschaft bei Ausübung der Option zu erwerben („Call-Optionen“); 

- Terminkaufverträge über Aktien der Gesellschaft abzuschließen, bei denen 

zwischen dem Abschluss des jeweiligen Kaufvertrags und der Lieferung der 

erworbenen Aktien mehr als zwei Börsentage liegen („Terminkäufe“) 
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sowie eigene Aktien auch unter Einsatz von Put-Optionen, Call-Optionen, 

Terminkäufen (jeweils ein „Derivat“) und/oder einer Kombination dieser Derivate 

zu erwerben. Der Einsatz von Derivaten zum Erwerb eigener Aktien ist nur mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats der Gesellschaft zulässig. 

 

c. Aktienerwerbe unter Einsatz von Derivaten sind insgesamt auf Aktien im Umfang 

von höchstens 5 % des zum Zeitpunkt der Erteilung der Ermächtigung oder – falls 

dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 

bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft beschränkt. 

 

d. Die Laufzeit der jeweiligen Derivate darf höchstens 18 Monate betragen. Ferner 

muss die Laufzeit der Derivate so gewählt oder auf andere Weise als durch die 

Laufzeit selbst sichergestellt werden, dass der Erwerb von Aktien der Gesellschaft 

unter Einsatz von Derivaten nicht nach Ablauf des 24. Juni 2030 erfolgt. 

 

e. Die Derivate dürfen nur mit Finanzinstituten, die über Erfahrung mit der 

Durchführung komplexer Transaktionen verfügen, abgeschlossen werden. In den 

Bedingungen der Derivate muss sichergestellt sein, dass die Derivate nur mit 

Aktien bedient werden, die ihrerseits unter Wahrung des 

Gleichbehandlungsgrundsatzes über die Börse erworben wurden, wobei der bei 

dem börslichen Erwerb gezahlte Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 

innerhalb der Preisgrenzen liegen muss, die gemäß der unter 

Tagesordnungspunkt 9 zu beschließenden Ermächtigung auch für den börslichen 

Erwerb von Aktien durch die Gesellschaft gelten würden. 

 

f. Der in dem jeweiligen Derivat vereinbarte, bei Ausübung einer Put- oder Call-

Option beziehungsweise in Erfüllung eines Terminkaufs zu zahlende Kaufpreis je 

Aktie der Gesellschaft („Ausübungspreis“) darf das arithmetische Mittel der 

Schlusskurse (bzw. – wenn ein Schlusskurs am betreffenden Tag nicht festgestellt 

wird – des letzten bezahlten Kurses) für die Aktien der Gesellschaft im XETRA-

Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den letzten drei 

Handelstagen der Frankfurter Wertpapierbörse vor Abschluss des betreffenden 

Derivatgeschäfts nicht um mehr als 10 % überschreiten und nicht um mehr als  

10 % unterschreiten (jeweils ohne Erwerbsnebenkosten). 
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Der von der Gesellschaft für Call-Optionen oder Terminkäufe gezahlte 

Erwerbspreis (bzw. die hierfür von der Gesellschaft zu zahlende Optionsprämie) 

darf ferner nicht wesentlich über und der von der Gesellschaft vereinnahmte 

Veräußerungspreis für Put-Optionen (bzw. die hierfür von der Gesellschaft 

vereinnahmte Optionsprämie) darf nicht wesentlich unter dem nach anerkannten 

finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktpreis der 

jeweiligen Derivate liegen, bei dessen Ermittlung unter anderem der vereinbarte 

Ausübungspreis zu berücksichtigen ist. 

 

g. Werden eigene Aktien unter Einsatz von Derivaten unter Beachtung der 

vorstehenden Regelungen erworben, ist ein Recht der Aktionäre, solche Derivat-

Geschäfte mit der Gesellschaft abzuschließen, ausgeschlossen. Aktionäre haben 

ein Recht auf Andienung ihrer Aktien der Gesellschaft nur, soweit die Gesellschaft 

ihnen gegenüber aus den Derivat-Geschäften zur Abnahme der Aktien verpflichtet 

ist. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht ist ausgeschlossen. 

 

h. Die Ermächtigung kann vollständig oder in Teilen, ein- oder mehrmalig, durch die 

Gesellschaft oder durch von ihr abhängige oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehende 

Unternehmen ausgeübt werden; ferner kann die Ermächtigung auch durch für 

Rechnung der Gesellschaft oder für Rechnung der abhängigen oder in 

Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unternehmen handelnde Dritte 

ausgeübt werden. 

 
i. Für die Verwendung eigener Aktien, die unter Einsatz von Derivaten erworben 

werden, gelten die zu Tagesordnungspunkt 9 festgesetzten Regelungen für die 

Verwendung der auf Grundlage der dortigen Ermächtigung erworbenen eigenen 

Aktien entsprechend. 

__________________________________ 

 

  



- 23 - 
 

 
 

 

Unterlagen zur Tagesordnung 

 

Ab Einberufung der Hauptversammlung werden auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://ir.pharmasgp.com/#Hauptversammlung insbesondere folgende Unterlagen sowie weitere 

Informationen nach § 124a AktG zugänglich gemacht:  

 

− die Hauptversammlungseinladung; 

− der festgestellte Jahresabschluss und der gebilligte Konzernabschluss der PharmaSGP 

Holding SE, der Bericht über die Lage der PharmaSGP Holding SE und des Konzerns, 

einschließlich der Erläuterungen zu den Angaben gemäß §§ 289a, 315a HGB sowie der 

Bericht des Aufsichtsrats jeweils für das Geschäftsjahr 2024; 

− der Gewinnverwendungsvorschlag des Vorstands (als Bestandteil der 

Hauptversammlungseinladung); 

− der für das Geschäftsjahr 2024 erstellte Vergütungsbericht; 

− die Berichte des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in Verbindung mit § 186 

Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 9 und 10. 

 

Sämtliche vorgenannten Unterlagen werden auch während der Hauptversammlung im 

Versammlungsraum zur Einsicht ausliegen und auch weiterhin über die oben genannte 

Internetadresse zugänglich sein. 

 

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 

 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung 

der Hauptversammlung im Bundesanzeiger EUR 12.000.000,00 und ist eingeteilt in insgesamt 

12.000.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien. Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung 

eine Stimme. Die Gesamtzahl der Stimmrechte der Gesellschaft entspricht daher der Gesamtzahl 

der Aktien und beträgt zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der 

Hauptversammlung im Bundesanzeiger 12.000.000. 

 

Aus unmittelbar oder mittelbar gehaltenen eigenen Aktien steht der Gesellschaft gemäß § 71b 

AktG kein Stimmrecht zu. Die Gesellschaft hält zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der 

Einberufung der Hauptversammlung im Bundesanzeiger 487.488 eigene Aktien.  



- 24 - 
 

 
 

 

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts 

 

Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen oder das Stimmrecht ausüben wollen, 

müssen sich vor der Hauptversammlung anmelden. Die Anmeldung bedarf der Textform und 

muss in deutscher oder englischer Sprache erfolgen.  

 

Aktionäre müssen ferner die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung nachweisen. 

Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung (und damit zugleich zur Ausübung 

des Stimmrechts) ist durch einen Nachweis des Anteilsbesitzes gemäß § 67c Abs. 3 AktG 

nachzuweisen. Der Nachweis hat sich auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor der 

Hauptversammlung (Nachweisstichtag/Record Date), d.h. auf Dienstag, den 3. Juni 2025, 

24:00 Uhr, zu beziehen.  

 

Die Anmeldung und der zusätzlich erforderliche Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an 

der Hauptversammlung müssen der PharmaSGP Holding SE bis spätestens Mittwoch, den 

18. Juni 2025, 24:00 Uhr, wie folgt zugehen: 

 

− entweder unter folgender Adresse: 

PharmaSGP Holding SE  

c/o Computershare Operations Center 

80249 München 

E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 

 

− oder bei Übermittlung durch Intermediäre gemäß § 67c AktG, auch unter der folgenden 

SWIFT-Adresse: 

SWIFT: CMDHDEMMXXX 

Instruktionen gemäß ISO 20022 

Autorisierung über SWIFT Relationship Management Application (RMA) erforderlich 

 

Nach Erfüllung der vorstehenden Teilnahmevoraussetzungen werden den teilnahmeberechtigten 

Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten Eintrittskarten zur Hauptversammlung zugesandt. Die 
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Eintrittskarten sind keine Voraussetzung für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder die 

Stimmrechtsausübung, sondern lediglich organisatorische Hilfsmittel. Um den rechtzeitigen 

Erhalt der Eintrittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für die Übersendung 

der Anmeldung und des gesonderten Nachweises des Anteilsbesitzes an die Anmeldestelle unter 

der vorgenannten Adresse Sorge zu tragen. 

 

Bedeutung des Nachweisstichtags 

 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung 

des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den im vorstehenden Abschnitt genannten Nachweis des 

Anteilsbesitzes erbracht hat. Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und der 

Umfang des Stimmrechts richten sich somit ausschließlich nach dem Aktienbesitz zu dem dort 

genannten Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag oder der Anmeldung zur 

Hauptversammlung ist keine Sperre für die Veräußerung von Aktien verbunden. Aktionäre 

können über ihre Aktien daher auch nach dem Nachweisstichtag sowie nach erfolgter Anmeldung 

zur Hauptversammlung frei verfügen. Solche Verfügungen haben jedoch keine Auswirkungen auf 

die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und den Umfang des Stimmrechts. 

Entsprechendes gilt für einen Erwerb oder Hinzuerwerb von Aktien, der nach dem 

Nachweisstichtag erfolgt. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und 

erst danach Aktionär werden, sind daher hinsichtlich der Hauptversammlung aus eigenem Recht 

weder teilnahme- noch stimmberechtigt. Der Nachweisstichtag hat keine Bedeutung für die 

Dividendenberechtigung. 

 

Verfahren für die Stimmabgabe durch von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter  

 

Zur Ausübung des Stimmrechts im Rahmen der Hauptversammlung bietet die Gesellschaft 

teilnahmeberechtigten Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten die Möglichkeit, von der 

Gesellschaft benannte, weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter zu bevollmächtigen. 

 

Den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertretern müssen in der Vollmacht verbindliche 

Weisungen für die Stimmrechtsausübung erteilt werden; sie sind verpflichtet, gemäß den ihnen 

erteilten Weisungen abzustimmen. Die Vertretung durch von der Gesellschaft benannte 

Stimmrechtsvertreter ist auf die weisungsgebundene Ausübung des Stimmrechts beschränkt; 

Weisungen zur Ausübung sonstiger Aktionärsrechte, insbesondere zur Stellung von Anträgen 
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oder Fragen oder zur Einlegung von Widersprüchen, nehmen die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter nicht entgegen. Die Vollmachts- und Weisungserteilung an die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bedarf der Textform.  

 

Vollmacht und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter (sowie 

ggf. eine Änderung und der Widerruf erteilter Vollmachten und Weisungen) müssen der 

Gesellschaft wie folgt zugehen:  

 

− per Post oder elektronischer Übermittlung per E-Mail: bis spätestens Dienstag, den 

24. Juni 2025, 18:00 Uhr, unter folgender Adresse:  

PharmaSGP Holding SE 

c/o Computershare Operations Center 

80249 München 

E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 

 

− oder, bei Übermittlung durch Intermediäre gemäß § 67c AktG bis spätestens Dienstag, 

den 24. Juni 2025, 18:00 Uhr, auch unter der folgenden SWIFT-Adresse: 

SWIFT: CMDHDEMMXXX 

Instruktionen gemäß ISO 20022 

Autorisierung über SWIFT Relationship Management Application (RMA) erforderlich 

 

− oder, auf der Hauptversammlung am Mittwoch, den 25. Juni 2025 selbst: spätestens bis 

zum Beginn der jeweiligen Abstimmung durch Abgabe an der Ein- und Ausgangskontrolle 

zur Hauptversammlung. 

Ein Formular zur Vollmachts- und Weisungserteilung an die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter werden den teilnahmeberechtigten Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten 

zusammen mit der Eintrittskarte unaufgefordert übersandt; ein Formular zur Vollmachts- und 

Weisungserteilung steht ferner auch im Internet unter 

https://ir.pharmasgp.com/#Hauptversammlung zur Verfügung.  

 

Vollmachtsformulare, die zur Vollmachts- und Weisungserteilung an die von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter auf der Hauptversammlung selbst verwendet werden können, 
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erhalten teilnahmeberechtigte Aktionäre bzw. ihre Vertreter am Tag der Hauptversammlung 

zusammen mit ihrem Stimmbogen auch an der Einlasskontrolle zur Hauptversammlung. 

 

Verfahren für die Stimmabgabe durch sonstige Bevollmächtigte 

 

Teilnahmeberechtigte Aktionäre haben ferner die Möglichkeit, einen sonstigen Bevollmächtigten, 

auch ein Kreditinstitut oder einen sonstigen Intermediär oder eine Vereinigung von Aktionären, 

zu beauftragen, für sie das Stimmrecht (und ggf. sonstige hauptversammlungsbezogene Rechte) 

auszuüben. 

 

Auf die Vollmacht finden in Ermangelung einer abweichenden Satzungsbestimmung die 

gesetzlichen Vorschriften Anwendung. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der 

Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen daher der Textform, wenn 

weder ein Kreditinstitut oder ein sonstiger Intermediär, noch eine Vereinigung von Aktionären, ein 

Stimmrechtsberater oder eine sonstige, einem Intermediär gemäß § 135 Abs. 8 AktG 

gleichgestellte Person oder Personenvereinigung bevollmächtigt wird.  

 

Bei der Bevollmächtigung eines Kreditinstituts oder eines sonstigen Intermediärs, einer 

Vereinigung von Aktionären, eines Stimmrechtsberaters oder einer sonstigen, einem Intermediär 

gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellten Person oder Personenvereinigung gelten die 

besonderen gesetzlichen Vorschriften des § 135 AktG, die u.a. verlangen, dass die Vollmacht 

nachprüfbar festzuhalten ist, aber kein Textformerfordernis enthalten. Die betreffenden 

Vollmachtsempfänger setzen jedoch unter Umständen eigene Formerfordernisse fest; 

Einzelheiten sind ggf. bei dem jeweiligen Vollmachtsempfänger zu erfragen.  

 

Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, kann die Gesellschaft eine oder mehrere von 

diesen zurückweisen.  

 

Die Erteilung der Vollmacht kann sowohl vor als auch noch während der Hauptversammlung 

erfolgen. Vollmachtsformulare, die zur Vollmachtserteilung vor bzw. außerhalb der 

Hauptversammlung verwendet werden können, werden teilnahmeberechtigten Aktionären 

zusammen mit der Eintrittskarte zur Hauptversammlung übersandt und stehen ferner im Internet 

unter https://ir.pharmasgp.com/#Hauptversammlung zur Verfügung. Vollmachtsformulare, die zur 

Vollmachtserteilung auf der Hauptversammlung selbst verwendet werden können, erhalten 
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teilnahmeberechtigte Aktionäre bzw. ihre Vertreter am Tag der Hauptversammlung zusammen 

mit ihrem Stimmbogen an der Einlasskontrolle zur Hauptversammlung.  

 

Die Erteilung und der Widerruf der Vollmacht können sowohl durch Erklärung gegenüber der 

Gesellschaft als auch durch Erklärung gegenüber dem zu Bevollmächtigenden erfolgen. Für die 

Erteilung und den Widerruf der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft sowie die 

Übermittlung des Nachweises einer gegenüber dem Bevollmächtigten erklärten Vollmacht bzw. 

deren Widerruf stehen nachfolgend genannte Adressen zur Verfügung: 

 

− entweder die nachstehend genannte Adresse, an welche insbesondere auch eine 

elektronische Übermittlung per E-Mail erfolgen kann: 

PharmaSGP Holding SE 

c/o Computershare Operations Center 

80249 München 

E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 

 

− oder, bei Übermittlung durch Intermediäre gemäß § 67c AktG, auch die folgende SWIFT-

Adresse: 

SWIFT: CMDHDEMMXXX 

Instruktionen gemäß ISO 20022 

Autorisierung über SWIFT Relationship Management Application (RMA) erforderlich 

 

Die Erklärung bzw. der Nachweis müssen der Gesellschaft hierüber jeweils bis spätestens 

Dienstag, den 24. Juni 2025, 18:00 Uhr, zugehen.  

 

Der Nachweis einer erteilten Bevollmächtigung kann auch dadurch geführt werden, dass der 

Bevollmächtigte am Tag der Hauptversammlung die ordnungsgemäß erteilte Vollmacht an der 

Einlasskontrolle vorweist. Erfolgt die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der 

Gesellschaft, erübrigt sich ein gesonderter Nachweis. 
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Ergänzende Hinweise und Regelungen zur Bevollmächtigung und Stimmrechtsausübung 

 

Teilnahmeberechtigte Aktionäre bleiben auch nach erfolgter Bevollmächtigung eines Dritten bzw. 

eines Stimmrechtsvertreters der Gesellschaft zur persönlichen Teilnahme an der 

Hauptversammlung berechtigt. Im Falle einer persönlichen Teilnahme des Aktionärs oder eines 

von ihm Bevollmächtigten an der Hauptversammlung erlischt ein zuvor erteilter Auftrag an die 

von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter samt der zugehörigen Weisungen ohne 

gesonderten Widerruf; die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter werden in 

diesem Fall auf der Grundlage einer zuvor an sie erteilten Vollmacht nicht tätig. 

 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass 

dies im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine zuvor an die 

Stimmrechtsvertreter zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt erteilte Weisung zur Ausübung 

des Stimmrechts, soweit sie nicht geändert oder widerrufen wird, auch als entsprechende 

Weisung für jeden Punkt der zugehörigen Einzelabstimmung. 

 

Ebenso gilt eine an die Stimmrechtsvertreter erteilte Weisung zur Ausübung des Stimmrechts zu 

dem Beschlussvorschlag der Verwaltung zu Tagesordnungspunkt 2 der Hauptversammlung 

(Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns) auch für einen Beschlussvorschlag 

der Verwaltung, der in der Hauptversammlung infolge einer Änderung der Anzahl 

dividendenberechtigter Aktien in entsprechend angepasster Form zur Abstimmung gestellt wird, 

soweit die Weisung nicht geändert oder widerrufen wird. 

 

Weitere Informationen zur Abstimmung  

 

Die vorgesehenen Abstimmungen zu den Tagesordnungspunkten 2 bis 6 sowie 8 bis 10 haben 

verbindlichen, die vorgesehene Abstimmung zu Tagesordnungspunkt 7 hat empfehlenden 

Charakter im Sinne der Tabelle 3 des Anhangs der DurchführungsVO (EU) 2018/1212. Es 

besteht jeweils die Möglichkeit, mit Ja (Befürwortung), Nein (Ablehnung) oder Enthaltung zu 

stimmen. 
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Die Abstimmenden können von der Gesellschaft entsprechend den gesetzlichen Vorgaben 

innerhalb eines Monats nach dem Tag der Hauptversammlung eine Bestätigung darüber 

verlangen, ob und wie ihre Stimme gezählt wurde.  

 

Recht der Aktionäre auf Ergänzung der Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 AktG in 

Verbindung mit Art. 56 Satz 2 und 3 SE-VO und § 50 Abs. 2 SEAG 

 

Aktionäre, deren Anteile zusammen 5 % des Grundkapitals oder einen anteiligen Betrag am 

Grundkapital der PharmaSGP Holding SE von EUR 500.000,00 (dies entspricht 500.000 

Stückaktien) erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und 

bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand der Tagesordnung muss eine Begründung 

oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich (§ 126 BGB) an den Vorstand 

der PharmaSGP Holding SE zu richten und muss der Gesellschaft bis spätestens Sonntag, den 

25. Mai 2025, 24:00 Uhr, zugehen. Es wird darum gebeten, entsprechende Verlangen an folgende 

Anschrift zu richten:  

 

PharmaSGP Holding SE 

– Vorstand – 

Lochhamer Schlag 1 

82166 Gräfelfing 

 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit der 

Einberufung bekannt gemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens in gleicher 

Weise wie die Einberufung bekannt gemacht. 

 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären nach §§ 126, 127 AktG 

 

Jeder Aktionär hat das Recht, der Gesellschaft Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand 

und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Vorschläge zu einer in 

der Tagesordnung vorgesehenen Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und/oder Abschlussprüfern 

zu übermitteln. Gegenanträge sowie Wahlvorschläge können der Gesellschaft vor der 

Hauptversammlung an folgende Adresse übermittelt werden: 
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PharmaSGP Holding SE 

– Rechtsabteilung – 

Lochhamer Schlag 1 

82166 Gräfelfing 

E-Mail: cosima.neckenig@pharmasgp.com 

 

Gegenanträge und Wahlvorschläge, die der Gesellschaft bis spätestens Dienstag, den 10. Juni 

2025, 24:00 Uhr, unter der vorstehenden Adresse zugehen, werden einschließlich des Namens 

des Aktionärs und einer etwaigen Begründung sowie eventueller Stellungnahmen der Verwaltung 

unverzüglich auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://ir.pharmasgp.com/#Hauptversammlung zugänglich gemacht. Anderweitig adressierte 

Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht zugänglich gemacht. Ferner kann die 

Gesellschaft auch noch unter bestimmten weiteren, in den §§ 126 bzw. 127 AktG näher 

geregelten Voraussetzungen von einer Zugänglichmachung ganz oder teilweise absehen oder 

Gegenanträge bzw. Wahlvorschläge und deren Begründungen zusammenfassen. 

 

Auch wenn Gegenanträge und Wahlvorschläge der Gesellschaft vorab übermittelt worden sind, 

finden sie in der Hauptversammlung nur dann Beachtung, wenn sie dort nochmals mündlich 

gestellt bzw. unterbreitet werden. Das Recht der Aktionäre, auf der Hauptversammlung 

Gegenanträge oder Wahlvorschläge auch ohne vorherige Übermittlung an die Gesellschaft zu 

stellen bzw. zu unterbreiten, bleibt unberührt.  

 

Auskunftsrecht nach § 131 AktG  

 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten können gemäß § 131 Abs. 1 AktG in der Hauptversammlung 

vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen, soweit die Auskunft 

zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstandes der Tagesordnung erforderlich ist. Die 

Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der 

Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der in 

den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. 

 

Unter bestimmten, in § 131 Abs. 3 AktG näher ausgeführten Voraussetzungen darf der Vorstand 

die Auskunft verweigern. Ferner ist der Versammlungsleiter nach näherer Maßgabe von § 18 
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Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft ermächtigt, das Rede- und Fragerecht zeitlich angemessen 

zu beschränken. 

 

Veröffentlichungen auf der Internetseite der Gesellschaft 

 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2 AktG in 

Verbindung mit Art. 56 Satz 2 und Satz 3 SE-VO und § 50 Abs. 2 SEAG, §§ 126 Abs. 1, 127 und 

131 AktG sowie die Einberufung der Hauptversammlung und die weiteren Informationen und 

Unterlagen nach § 124a AktG werden auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://ir.pharmasgp.com/#Hauptversammlung zugänglich gemacht.  

 

Dort werden sämtliche der Hauptversammlung gesetzlich zugänglich zu machenden Unterlagen 

auch während der Hauptversammlung selbst zugänglich sein. 

 

Ferner werden unter dieser Internetadresse nach der Hauptversammlung auch die 

Abstimmungsergebnisse veröffentlicht. 

 
Zeitangaben 

 

Soweit nicht ausdrücklich anders vermerkt, sind sämtliche Zeitangaben in dieser 

Hauptversammlungseinladung Zeitangaben in der für Deutschland geltenden mitteleuropäischen 

Sommerzeit (MESZ). Die koordinierte Weltzeit (UTC) entspricht der mitteleuropäischen 

Sommerzeit (MESZ) minus zwei Stunden. 

 
*    *    * 

 

Die Einberufung der Hauptversammlung wurde solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, 

bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der gesamten 

Europäischen Union verbreiten. 

 

Gräfelfing, im Mai 2025 

 

PharmaSGP Holding SE 

Der Vorstand 
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Informationen zum Datenschutz für Aktionäre und Aktionärsvertreter im Zusammenhang 

mit der Hauptversammlung 

 

Die PharmaSGP Holding SE verarbeitet personenbezogene Daten auf Grundlage der geltenden 

Datenschutzbestimmungen, um den Aktionären die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der 

Hauptversammlung zu ermöglichen sowie sonstigen rechtlichen Erfordernissen nachzukommen, 

denen sie im Zusammenhang mit der Hauptversammlung unterliegt. Verantwortliche Stelle im 

Sinne von Art. 4 Nr. 7 Datenschutz-Grundverordnung („DS-GVO”) ist die  

 

PharmaSGP Holding SE 

c/o Datenschutzbeauftragter 

Lochhamer Schlag 1 

82166 Gräfelfing 

 

Den Datenschutzbeauftragten der PharmaSGP Holding SE erreichen Sie per Post unter der 

vorstehend genannten Adresse oder per E-Mail unter: privacy-officer@pharmasgp.com.  

 

Verarbeitet werden als personenbezogene Daten des jeweiligen Aktionärs insbesondere Name 

und Vorname, Wohnort bzw. Sitz, Anschrift, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, Aktiengattung, 

Weisungen an Stimmrechtsvertreter, Besitzart der Aktien, Nummer auf der Eintrittskarte sowie 

gegebenenfalls Name, Vorname und Wohnort des von dem jeweiligen Aktionär benannten 

Aktionärsvertreters. Soweit diese personenbezogenen Daten nicht von den Aktionären 

insbesondere im Rahmen der Anmeldung zur Hauptversammlung angegeben werden, übermittelt 

auch die depotführende Bank deren personenbezogene Daten an die PharmaSGP Holding SE 

bzw. an von der PharmaSGP Holding SE beauftragte externe Dienstleister. Sofern Aktionäre oder 

ihre Vertreter mit der PharmaSGP Holding SE in Kontakt treten, verarbeitet die PharmaSGP 

Holding SE zudem diejenigen personenbezogenen Daten, die erforderlich sind, um etwaige 

Anliegen zu beantworten (etwa die vom Aktionär oder Vertreter angegebenen Kontaktdaten, wie 

z.B. E-Mail-Adresse oder Telefonnummer).  

 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten ist für die Erfüllung der rechtlichen 

Verpflichtungen der PharmaSGP Holding SE im Zusammenhang mit der Hauptversammlung 
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erforderlich. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. (c) DS-GVO. Darüber 

hinaus können Datenverarbeitungen, die der Organisation der Hauptversammlung dienlich sind, 

auf Grundlage überwiegender berechtigter Interessen erfolgen (Art. 6 Abs. 1 lit. (f) DS-GVO). 

 

Die personenbezogenen Daten werden gespeichert, solange es zur Erfüllung der rechtlichen 

Verpflichtungen der PharmaSGP Holding SE erforderlich ist, oder die PharmaSGP Holding SE 

ein berechtigtes Interesse an der Speicherung hat, und anschließend gelöscht. Für die im 

Zusammenhang mit Hauptversammlungen erfassten Daten beträgt die Speicherdauer 

regelmäßig bis zu drei Jahre, es sei denn, die längere Verarbeitung der Daten ist im Einzelfall 

noch zur Bearbeitung von Anträgen, Entscheidungen oder rechtlichen Verfahren im 

Zusammenhang mit der Hauptversammlung oder aus anderen Gründen erforderlich. 

 

Zum Zwecke der Ausrichtung und Abwicklung der Hauptversammlung beauftragt die PharmaSGP 

Holding SE externe Dienstleister (insbesondere Hauptversammlungsdienstleister im Rahmen der 

Anmeldung zur Hauptversammlung und deren Durchführung). Diese Dienstleister erhalten von 

der PharmaSGP Holding SE nur solche personenbezogenen Daten, welche für die Ausführung 

der beauftragten Dienstleistung erforderlich sind und verarbeiten die Daten ausschließlich nach 

Weisung der PharmaSGP Holding SE. Im Übrigen werden personenbezogene Daten im Rahmen 

der gesetzlichen Vorschriften Dritten, insbesondere den Aktionären und Aktionärsvertretern, im 

Zusammenhang mit der Hauptversammlung zur Verfügung gestellt, namentlich über das 

Teilnehmerverzeichnis (§ 129 AktG), im Rahmen der Bekanntmachung von Aktionärsverlangen 

auf Ergänzung der Tagesordnung (§ 122 Abs. 2 AktG) sowie von Gegenanträgen und 

Wahlvorschlägen von Aktionären (§§ 126, 127 AktG). Entsprechendes gilt für personenbezogene 

Daten in Redebeiträgen während der Hauptversammlung. Die Gesellschaft kann Name und ggf. 

Sitz/Wohnort der Aktionäre bzw. deren Bevollmächtigter, die Redebeiträge leisten, nennen.  

 

In Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten können die Aktionäre und 

Aktionärsvertreter von der PharmaSGP Holding SE bei Bestehen der entsprechenden 

gesetzlichen Voraussetzungen Auskunft gemäß Art. 15 DS-GVO, Berichtigung gemäß Art. 16 

DS-GVO, Löschung gemäß Art. 17 DS-GVO sowie Einschränkung der Verarbeitung gemäß 

Art. 18 DS-GVO verlangen; ferner besteht unter den entsprechenden gesetzlichen 

Voraussetzungen ein Recht auf Datenübertragbarkeit gemäß Art. 20 DS-GVO und ein Recht auf 

Widerspruch gegen die Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß Art. 21 DS-GVO. Diese 
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Rechte können die Aktionäre und Aktionärsvertreter gegenüber der PharmaSGP Holding SE 

unentgeltlich über die in diesem Abschnitt genannten Kontaktdaten geltend machen. 

 

Zudem steht den Aktionären und Aktionärsvertretern ein Beschwerderecht bei den Datenschutz-

Aufsichtsbehörden nach Art. 77 DS-GVO zu.  

 

*    *    * 

 
 


